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Beschlussvorlage

Vorlage Nr.: Bau/186/2017

Sachgebiet Sachbearbeiter Datum:
Bauamt Wiethaus, Simon 28.07.2017
Beratungsfolge Termin Behandlung Status
Gemeinderat 26.09.2017 offentlich

Bebauungsplan Nr. 91 - 2. Anderung "Gewerbepark Rémerweg”,
Wiirdigung der Stellungnahme des Staatlichen Bauamts Freising

Sachverhalt:

Stellungnahme des Staatlichen Bauamts Freising vom 26.01.2017

2.1 Grundsétzliche Stellungnahme
Gegen die Aufstellung bzw. Anderung der Bauleitplanung bestehen seitens

des Staatlichen Bauamtes Freising keine Einwande, wenn die unter 2.2 ff ge-
nannten Punkie beachtet werden.

2.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung,
die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslésen

- keine -

2.3 Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen,
die den o.g. Plan beriihren kénnen, mit Angabe des Sachstandes

Beim Staatlichen Bauamt Freising — Servicestelle Miinchen bestehen fur den

Bereich der 0. g. Bauleitplanung keine Ausbauabsichten.

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-

gelungen,
die im Regelfall in der Abwagung nicht Uberwunden werden kénnen (z.B. Land-

schafts- oder Wasserschutzgebietsverordnungen), Angabe der Rechtsgrundlage
sowie Moglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)



Bauverbot

Entlang der freien Strecke von StaatsstraBen gilt geman Art. 23 Abs. 1 Ba-
yStrWG fiir bauliche Anlagen bis 20 m Abstand - gemessen vom aulBeren
Rand der Fahrbahndecke - Bauverbot. Die entsprechende Anbauverbotszone

ist im Bauleitplan darzustellen.

Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind geméan Art. 23 BayStrWG inner-
halb der Anbauverbotszone unzuléssig. AuBerhalb der Anbauverbotszone sind
sie so anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht gestort
wird (§ 33 StVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB).

ErschlieBung

Das von der Bauleitplanung betroffene Gebiet befindet sich im Bereich der

freien Strecke der St 2350.
Die ErschlieBung der Grundstlicke des Bauleitplangebietes ist ausschlieBlich

Uber das untergeordnete StraBennetz vorzusehen (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB i.
V. m. Art. 18 Abs. 1 und Art. 19 Abs. 1 BayStrWG).

2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen

aus der eigenen Zustandigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen,

jeweils mit Begrindung und ggf. Rechtsgrundlage

Auf die von der StraBe ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Eventuel-
le erforderliche LarmschutzmaBnahmen werden nicht vom Baulastirager der
Bundes- bzw. StaatsstraBe Ubernommen. (Verkehrslarmschutzverordnung -
16. BImSchV)

Der Flughafen-, Planungs- und Bauausschuss hat in der Sitzung am 08.05.2017 die
Wirdigung der Stellungnahme entsprechend dem Sachvortrag beschlossen.

Wirdigung:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Bezlglich des Bauverbots ist festzustellen, dass die Anbauverbotszone (gemal’ Art. 23
BayStrWG) bereits im Bebauungsplan dargestellt ist.

Das Bebauungsplangebiet ist durch die StraRe A (Bajuwarenstralde) erschlossen und an die
Staatsstralle 2350 angebunden. Grundstiickszufahrten von der Staatsstrale 2350 aus sind
nicht moglich.



Diskussionsverlauf:

Finanzielle Auswirkungen:

Beschlussvorschlag:

Der Gemeinderat beschlieRt die Wiirdigung entsprechend dem Sachvortrag. Eine Anderung

der Bauleitplanung ist nicht erforderlich.

Beratungsergebnis:

Abstimmungs-
Ergebnis

zugestimmt

abgelehnt

It. Beschlussvor-
schlag

Abweich. Beschluss
(Riicks.)




	Zuständig
	Typ
	Datum
	Nummer
	OStatus
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

